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Darlehen einer nach Art. 394 ZGB verbeiständeten Person an seine Mutter und seinen Bruder, je zum Zwecke des Erwerbs von Wohneigentum
Ausgangslage

Eine nach Art. 394 verbeiständete Person mit einem Vermögen von ca. Fr. 600'000.- (aus Schadenersatz- und Genugtuungsleistungen nach einem Unfall) möchte ihrer Mutter und ihrem Bruder je ein Darlehen (in unbekannter Höhe) gewähren zum Erwerb von Wohneigentum. Nach Beurteilung der anfragenden Beiständin ist die verbeiständete Person in Bezug auf das in Frage stehende Rechtsgeschäft urteilsfähig. Sie erkundigt sich, ob eine solche Vermögensanlage grundsätzlich, und wenn ja, unter welchen Bedingungen, zulässig sei. Die Beiständin möchte der VB das Geschäft zur Zustimmung unterbreiten unter den kumulativen Voraussetzungen, dass

· der Kaufpreis nach Einschätzung der Bank „realistisch“, (was wohl marktüblich meint)
· eine angemessene Verzinsung des Darlehens garantiert 
· der mittelfristige Lebensunterhalt der verbeiständeten Person sichergestellt 
sind. 
Die Fragestellerin erkundigt sich überdies, ob ein „entsprechender Grundbucheintrag“ gemacht werden könnte oder ob das Geschäft auch mittels (einfachem) Darlehensvertrag zwischen den Beteiligten abgewickelt werden könnte. 

2. Erwägungen

Zu den Aufgaben der Beiständin nach Art. 394 ZGB gehört in der Regel auch die Vermögensverwaltung. Im Rahmen einer Vormundschaft unterliegen die zur Diskussion stehenden Darlehensgeschäfte nach Art. 421 Ziff. 4 ZGB der Zustimmung durch die Vormundschaftsbehörde. Gestützt auf Art. 367 Abs. 3 ZGB gelten grundsätzlich die gleichen Regeln auch für die Beistandschaft (BSK-Geiser N 7 Art. 421/422 mit Hinweisen auf bundesgerichtliche Rechtsprechung und Literatur).

Die beiden Darlehen sind unter dem Gesichtspunkt der Vermögensanlage im Sinne von Art. 401, allenfalls 402 ZGB zu würdigen und zu beurteilen. Die Anlage hat zinstragend und (mündel)sicher zu erfolgen. Der Begriff der Mündelsicherheit hat im Laufe der Zeit Veränderungen erfahren, die sich namentlich in kantonalen Erlassen zur vormundschaftlichen Vermögensanlage und in Empfehlungen der VBK für die Vermögensanlage von 2001 publiziert in ZVW 6/2001 332 ff. niedergeschlagen haben. Allgemein ist eine gewisse Liberalisierung gegenüber früheren Auffassung festzustellen. Nach den erwähnten Empfehlungen kann allgemein gelten: „Je höher das Vermögen und je besser der langfristige Lebensunterhalt einer Person unter Berücksichtigung der Lebenserwartung abgesichert ist, desto eher kann von konservativen, allgemein als sicher geltenden Vermögensanlagen abgewichen werden und mindestens ein Teil  - dessen Umfang wiederum im Einzelfall im Verhältnis zum gesamten Vermögen zu bestimmen ist – in risikoreichere, dafür aber rentablere Anlagen platziert werden. Dabei ist einer optimalen Risikoverteilung besondere Beachtung zu schenken“ (ZVW 6/2001, 333).
Über die Höhe der unter dem Gesichtspunkt der Mündelsicherheit zulässigen Darlehen kann in dieser Antwort mangels Angaben über den Unterhaltsbedarf der verbeiständeten Person und mangels Angaben über ein allfälliges Erwerbs- oder Renteneinkommen, das der Finanzierung des Lebensunterhalts dient, keine Aussage gemacht werden.

Abgesehen von der Höhe ist der Sicherheit der Darlehen und der Rückzahlbarkeit für den Fall, dass dieses Geld kurz oder mittelfristig für den Unterhalt benötigt wird, besondere Beachtung zu schenken.

Dem Sicherheitsaspekt wird mit einem grundpfandrechtlich gesicherten Darlehen (Art. 793 ff. ZGB) am besten Rechnung getragen. Voraussetzung dafür ist, das eine Belehnung des Grundstücks in der Höhe des Darlehens noch möglich ist. Darüber entscheiden die Geschäftsbedingungen der beteiligten Bank und allenfalls bereits gewährte oder zur Diskussion stehende Hypothekardarlehen dieser oder anderer Banken. Trotz grosser Sicherheit eines grundpfandrechtlich gesicherten Darlehens ist die rechtzeitige Rückzahlung  nicht sichergestellt. Falls der Darlehensnehmer das Darlehen nicht durch ein anderes von einer Bank oder Dritten gewährten Darlehen oder eigene Mittel ablösen kann, können auch beim Darlehensgeber Liquiditätsprobleme entstehen, die aber wohl dadurch relativiert würden, als er dank der grundpfandrechtlich gesicherten Forderung selber kreditwürdig wäre und die nötigen Mittel durch Bankdarlehen beschaffen könnte.

Die Rendite von Hypothekardarlehen ist zur Zeit nicht besonders attraktiv, da die Hypothekarzinsen, die als Anhaltspunkt für die Festsetzung des Darlehenszinses gelten müssten, tief sind. Sie sind aber immerhin höher als die Anlagen in Obligationen und Sparkonten.

Falls keine grundpfandrechtliche Sicherung mehr möglich ist, kommt nur ein obligationenrechtlicher Darlehensvertrag (Art. 312 ff. OR) in Frage. Darin sind Zins, Fälligkeit der Zinsen, Kündigung und Rückzahlung und allfällige Sicherheiten zu regeln. Falls die Darlehensnehmer/innen im Falle einer Kündigung allenfalls zahlungsunfähig sind, bleibt nur die Betreibung, die möglicherweise mit Verlustscheinen endet.
Schlussfolgerungen

Die zur Diskussion stehenden Darlehen der verbeiständeten Person an Familienmitglieder zum Erwerb von Wohneigentum sind grundsätzlich zweifellos zulässig. Ob sie unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit und des angemessenen Vermögensertrags vertretbar sind, muss anhand der relevanten Gesichtspunkte und der konkreten Verhältnisse beurteilt werden. Dafür ist eine konkrete Bedarfs- und Vermögensplanung vorzunehmen. Einem grundpfandrechtlich gesicherten Darlehensvertrag ist auf jeden Fall der Vorzug zu geben In jedem Fall ist die Zustimmung der zuständigen Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 4 ZGB) erforderlich.
Niederrohrdorf, 25. April 2004 

Christoph Häfeli
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